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)!���Verordnung: Änderung der Verordnung über die Suchtgiftberatung
)"���Verordnung: Begrenzung von Abwasseremissionen aus der Herstellung von Soda nach dem

Ammoniak-Soda-Verfahren (AEV Soda)
)#���Verordnung: Änderung der Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung
)$���Verordnung: Vierte Änderung der Rinder- und Schafprämien-Verordnung
)%���Verordnung: Zweite Änderung der Milch-Garantiemengen-Verordnung
)&���Verordnung: Fahrverbindungen im Zuge eines Betriebes an der A 4 Ost Autobahn im Be-

reich der Gemeinde Nickelsdorf
)'���Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der S 6 Semmering Schnellstraße – An-

schlußstelle Kindberg-Schanzsattelstraße im Bereich der Stadtgemeinde Kind-
berg

)!��Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Konsumentenschutz, mit der
die Verordnung über die Suchtgiftberatung geändert wird

Auf Grund des § 22 Abs. 1 des Suchtgiftgesetzes 1951, BGBl. Nr. 234, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 184/1985 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Gesundheit und Umweltschutz vom 14. September 1981,
BGBl. Nr. 435, über die Suchtgiftberatung in der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 374/1982, BGBl.
Nr. 611/1982, BGBl. Nr. 437/1984, BGBl. Nr. 194/1985, BGBl. Nr. 405/1986, BGBl. Nr. 211/1993 und
BGBl. Nr. 857/1993 wird wie folgt geändert:

§ 2 Z 8 und 9 lautet:

„8. in Vorarlberg:
a) DIE FAEHRE – Hilfe und Beratung für Suchtgiftgefährdete und deren Angehörige;
b) Sozialmedizinischer Dienst der Diözese Feldkirch;
c) Verein für Drogentherapie und Forschung;

9. in Wien:
a) Zentralstelle für Suchtkrankenhilfe des Kuratoriums für psychosoziale Dienste und deren

angeschlossene Beratungsstellen sowie Ambulatorien;
b) Anton Proksch-Institut der Stiftung Genesungsheim Kalksburg und die von diesem Institut in

Wien betriebenen Einrichtungen, soweit sie zur Beratung und Betreuung von Suchtgiftabhän-
gigen oder Suchtgiftkonsumenten bestimmt sind;

c) Club „Change“, Beratungsstelle des „Verein für Bewährungshilfe und soziale Arbeit“ für
drogengefährdete Jugendliche;

d) „Dialog“, Hilfs- und Beratungsstelle für Suchtgiftgefährdete und ihre Angehörigen;
e) Drogenberatungsstelle „Drive“;
f) Verein „Kriseninterventionszentrum“;
g) die vom Verein Wiener Sozialprojekte betriebenen Einrichtungen, soweit sie zur Beratung

und Betreuung von Suchtgiftabhängigen oder Suchtgiftkonsumenten bestimmt sind;
h) Verein zur Eindämmung des Suchtgiftwesens, PASS;
i) Therapeutische Wohngemeinschaft Simmering des Österreichischen Kolpingwerkes;
j) ZUKUNFTSSCHMIEDE Voggeneder GmbH.“

Krammer
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)"��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über die Begrenzung
von Abwasseremissionen aus der Herstellung von Soda nach dem Ammoniak-Soda-

Verfahren (AEV Soda)

Auf Grund der §§ 33b Abs. 3, 4, 5 und 7 sowie 33c Abs. 1 WRG 1959, BGBl. Nr. 215, in der
Fassung BGBl. Nr. 185/1993 wird im Einvernehmen mit dem Bundesminister für wirtschaftliche Ange-
legenheiten und dem Bundesminister für Umwelt verordnet:

§ 1. (1) Bei der wasserrechtlichen Bewilligung einer Einleitung von Abwasser aus Betrieben bzw.
Anlagen gemäß Abs. 2 in ein Fließgewässer sind die in Anlage A festgelegten Emissionswerte vorzu-
schreiben. Abwasser aus Betrieben bzw. Anlagen gemäß Abs. 2 darf grundsätzlich nicht in eine öffentli-
che Kanalisation eingeleitet werden; bei unvermeidbarer Einleitung sind die in Anlage A festgelegten
Emissionswerte vorzuschreiben.

(2) Abs. 1 gilt für Abwasser aus Betrieben bzw. Anlagen mit folgenden Tätigkeiten:
1. Aufbereiten von Rohsole aus Haselgebirge und/oder von Mutterlauge aus der Salzproduktion für

die Sodaherstellung mit kontinuierlichen Aufbereitungsverfahren;
2. Brennen von mesozoischen alpinen Kalksteinen zur Herstellung von Kohlenstoffdioxid für die

Sodaherstellung und Calziumoxid für die Ammoniakrückgewinnung;
3. Herstellen von Soda (Natriumcarbonat) nach dem Ammoniak – Soda – Verfahren unter Einsatz

von Sole oder Mutterlauge gemäß Z 1 und von Kohlenstoffdioxid gemäß Z 2;
4. Herstellen von Nebenprodukten des Ammoniak – Soda – Verfahrens gemäß Z 3;
5. Weiterverarbeiten von Rückständen aus der Sodaherstellung gemäß Z 3.

(3) Abs. 1 gilt nicht für die Einleitung von
1. Abwasser aus Kühlsystemen und Dampferzeugern (§ 4 Abs. 2 Z 4.1 AAEV);
2. Abwasser aus der Wasseraufbereitung (§ 4 Abs. 2 Z 4.4 AAEV);
3. häuslichem Abwasser aus Betrieben gemäß Abs. 2.

(4) Soweit diese Verordnung keine von der AAEV abweichende Regelung enthält, gilt die AAEV,
ausgenommen § 4 Abs. 7 AAEV hinsichtlich des Abwassers aus der Aufbereitung und Weiterverarbei-
tung von Steinsalz und des Abwassers aus der Wäsche von Kalkofengas.

(5) Sofern es bei einer rechtmäßig bestehenden Abwassereinleitung gemäß Abs. 1 für die Einhaltung
der Emissionswerte der Anlage A erforderlich ist bzw. sofern bei einer beantragten Abwassereinleitung
gemäß Abs. 1 die Einhaltung der Emissionswerte der Anlage A nicht durch andere Maßnahmen gewähr-
leistet ist, können ua. folgende die wasserwirtschaftlichen Verhältnisse von Betrieben bzw. Anlagen
gemäß Abs. 2 betreffende Maßnahmen entweder bei alleinigem oder bei kombiniertem Einsatz in Be-
tracht gezogen werden (Stand der Vermeidungs-, Rückhalte- und Reinigungstechnik):

1. Nutzung der Abwärme des Prozeßwassers;
2. Einsatz gering belasteter Wässer aus anderen Herkunftsbereichen (zB Kühlwässer) in den Pro-

duktionsprozessen;
3. Vermeiden des Anfalles von Feststoffüberschüssen durch Einsatz von Prozeßleitsystemen, die

eine Vergleichmäßigung der Reaktionsprozesse (insbesondere bei der Ammoniakdestillation)
bewirken;

4. Einsatz von betrieblichen Vorsorgemaßnahmen zur rechtzeitigen Erkennung von Betriebsstörun-
gen und zur kurzfristigen Behebung derartiger Betriebsstörungen (insbesondere bei der Ammoni-
akdestillation);

5. Einsatz physikalischer oder physikalisch-chemischer Abwasserreinigungsverfahren (Neu-
tralisation, Feststoffabscheidung); Einsatz von Rauchgas zur Abwasserneutralisation;

6. Weiterverwendung von Rückständen aus der Sodaproduktion (zB als Zuschlagsstoffe, Auftau-
mittel, Bodenverbesserungsmittel);

7. Rückführung von Wässern mit hohem Natriumchloridgehalt, welche bei der Erzeugung von
Nebenprodukten oder der Weiterverarbeitung von Rückständen anfallen, in den Sodaprozeß.

§ 2. Bei der wasserrechtlichen Bewilligung einer Abwassereinleitung gemäß § 1 Abs. 1 ist die Be-
willigungsfrist für die Parameter

Blei (Nr. 5), Cadmium (Nr. 6), Chrom-Gesamt (Nr. 7), Chrom-VI (Nr. 8), Kupfer (Nr. 9), Nickel
(Nr. 10), Quecksilber (Nr. 11) und Ammonium (Nr. 12) der Anlage A sowie für einen sonstigen gemäß
§ 4 Abs. 3 AAEV vorgeschriebenen gefährlichen Abwasserinhaltsstoff der Anlage B der AAEV
gesondert zu begrenzen; die Frist hat 10 Jahre zu betragen.
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§ 3. Eine Abwassereinleitung gemäß § 1 Abs. 1 in ein Fließgewässer oder in eine öffentliche Kanali-
sation ist unter Bedachtnahme auf § 3 Abs. 10 AAEV an Hand der eingeleiteten Tagesfrachten der Ab-
wasserinhaltsstoffe zu beurteilen (§ 6 AAEV). Die höchstzulässige Tagesfracht eines Abwasserinhalts-
stoffes ergibt sich aus der Multiplikation des Emissionswertes mit der bei der wasserrechtlichen Bewilli-
gung festzulegenden Größe der maximalen Tagesproduktionskapazität einer Anlage gemäß § 1 Abs. 2
(ausgedrückt in Tonnen Soda pro Tag).

§ 4. (1) Ein Emissionswert für einen Abwasserparameter der Anlage A ist im Rahmen der Eigen-
überwachung und im Rahmen der Fremdüberwachung einzuhalten.

(2) Für die Eigenüberwachung gilt:

1. Ein Emissionswert für einen Abwasserparameter Nr. 2 oder Nr. 5 bis 15 der Anlage A gilt als
eingehalten, wenn bei 5 aufeinanderfolgenden Messungen 4 Meßwerte nicht größer sind als der
Emissionswert und lediglich ein Meßwert den Emissionswert um nicht mehr als 50% (bei Am-
monium um nicht mehr als 100%) überschreitet („4 von 5“ – Regel).

2. Beim Parameter Temperatur ist die „4 von 5“ – Regel auf die Stichproben eines Tages anzuwen-
den; der höchste Meßwert darf das 1,2fache des Emissionswertes nicht überschreiten.

3. Beim Parameter pH-Wert ist die „4 von 5“ – Regel auf die Stichproben eines Tages anzuwenden;
der Emissionsbereich darf um max. 0,5 pH-Einheiten über- bzw. unterschritten werden.

4. Bei kontinuierlicher Messung der Parameter Temperatur und pH-Wert ist die „4 von 5“ – Regel
durch die 80% – Unterschreitung über die Abwasserablaufzeit eines Tages zu ersetzen.

5. Beim Parameter Abfiltrierbare Stoffe gilt der Emissionswert als eingehalten, wenn bei täglicher
Messung das arithmetische Mittel von 30 aufeinanderfolgenden Meßwerten nicht größer ist als
der Emissionswert und kein Meßwert größer ist als das 1,5fache des Emissionswertes.

(3) Für die Fremdüberwachung gilt:

1. Wird bei bis zu viermal im Jahr durchgeführter Überwachung ein Meßwert eines Abwasserpara-
meters Nr. 2 oder Nr. 5 bis 15 der Anlage A ermittelt, der größer ist als der Emissionswert aber
nicht größer als dessen 1,5faches (bei Ammonium dessen 2faches), ist die Messung zu wieder-
holen. Ist bei der Wiederholungsmessung der Meßwert nicht größer als der Emissionswert, gilt
der Emissionswert als eingehalten. Bei häufigerer Überwachung im Jahr gilt die „4 von 5“ – Re-
gel gemäß Abs. 2.

2. Für die Parameter Temperatur und pH-Wert gilt Abs. 2.

3. Beim Parameter Abfiltrierbare Stoffe gilt der Emissionswert als eingehalten, wenn bei 5 zeitlich
aufeinanderfolgenden Messungen das arithmetische Mittel der Meßwerte nicht größer ist als der
Emissionswert und kein Meßwert größer ist als das 1,5fache des Emissionswertes. Meßwerte, die
– gerechnet vom Probenahmetag – älter sind als ein Jahr, bleiben unberücksichtigt.

(4) Probenahme und Analyse für einen Abwasserparameter der Anlage A sind bei der Eigenüberwa-
chung und bei der Fremdüberwachung gemäß § 7 Abs. 4 AAEV sowie gemäß den in Anlage B enthalte-
nen Methodenvorschriften durchzuführen.

§ 5. (1) Eine bei Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig bestehende Abwassereinleitung gemäß
§ 1 Abs. 1 hat innerhalb von 7 Jahren den Emissionsbegrenzungen gem. Anlage A (für einen sonstigen
Abwasserparameter gemäß § 4 Abs. 3 AAEV der entsprechenden Emissionsbegrenzung der Anlage A
der AAEV) zu entsprechen.

(2) Diese Verordnung tritt ein Jahr nach ihrer Kundmachung in Kraft.

Molterer
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Anlage A

Emissionsbegrenzungen gemäß § 1

Frachtspezifische Emissionsbegrenzungen bezogen auf die Tonne installierte Produktionskapazität
für Soda

Anforderungen an
Einleitungen in ein

Fließgewässer

A.1  Allgemeine Parameter

  1. Temperatur a)
  2. Fischtoxizität GF 32

b)
  3. Abfiltrierbare 270 kg/t

Stoffe
c)

  4. pH-Wert a)

A.2  Anorganische Parameter

  5. Blei 12 g/t
ber. als Pb

  6. Cadmium 0,8 g/t
ber. als Cd

  7. Chrom-Gesamt 12 g/t
ber. als Cr

  8. Chrom-VI 6 g/t
ber. als Cr

  9. Kupfer 10 g/t
ber. als Cu

10. Nickel 10 g/t
ber. als Ni

11. Quecksilber 0,1 g/t
ber. als Hg

12. Ammonium 0,8 kg/t
ber. als N

13. Chlorid 1 100 kg/t
ber. als Cl

14. Gesamt-Phosphor 0,2 kg/t
ber.  als P

A.3  Organische Parameter

15. Chem. Sauerstoffbedarf 0,75 kg/t
CSB
ber.  als O2
d)

a) Ein Emissionswert kann derzeit nicht festgelegt werden.
b) Im Rahmen der Fremdüberwachung gemäß § 4 Abs. 3 bei begründetem Verdacht oder konkre-

tem Hinweis der fließgewässerschädigenden Wirkung einer Abwassereinleitung, nicht jedoch im
Rahmen der Eigenüberwachung gemäß § 4 Abs. 2 einzusetzen.

c) Die Festlegung für den Parameter Abfiltrierbare Stoffe erübrigt eine Festlegung für den Para-
meter Absetzbare Stoffe.

d) Die Festlegung für den Parameter CSB erübrigt eine Festlegung für die Parameter TOC und
BSB5.
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Anlage B

Methodenvorschriften gemäß § 4

1. Die Parameter Nr. 2 sowie Nr. 5 bis 15 der Anlage A sind anhand einer mengenproportionalen
nicht abgesetzten homogenisierten Tagesmischprobe zu bestimmen; der Abwasserparameter Nr. 3
der Anlage A ist anhand einer mengenproportionalen nicht abgesetzten Tagesmischprobe zu be-
stimmen.

2. Die Parameter Nr. 1 und 4 der Anlage A sind anhand einer Stichprobe zu bestimmen. Tägliche
Häufigkeit und Intervalle der Stichprobenahmen sind in Abhängigkeit vom Abflußverhalten der
Abwasserinhaltsstoffe (Eigenschaften) festzulegen; Konzentrationen und Frachten sind mengen-
proportional zu ermitteln.

3. Die Parameter Nr. 3, Nr. 5 bis 7, Nr. 9 bis 11 sowie Nr. 14 und 15 der Anlage A beziehen sich auf
Gesamtgehalte.

4. Dem Emissionswert des Parameters Nr. 6 der Anlage A liegt folgende oder gleichwertige Analy-
senmethode zugrunde. Für den Parameter Nr. 6 der Anlage A gilt eine Analysenmethode als
gleichwertig, wenn ihre Bestimmungsgrenze nicht größer ist als 0,01 mg/l (ber. als Cd).

Nr. Parameter Analysenmethode

6 Cadmium DIN 38406-E22, März 1988
Durchführung nach Kap. 10.2

ÖNORM M 6279, Oktober 1991
Durchführung nach Kap. 8.2

)#��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft, mit der die Kultur-
pflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 99 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verordnet:

Die Kulturpflanzen-Ausgleichszahlungsverordnung, BGBl. Nr. 1067/1994, in der Fassung der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 672/1995 wird wie folgt geändert:

Nach § 4 Abs. 3b wird folgender Abs. 3c eingefügt:

„(3c) Im Wirtschaftsjahr 1995/96 ist abweichend von Abs. 3b die Genehmigung bis 8. März 1996
bei der AMA zu beantragen. Der Antrag hat dabei

1. eine Aufstellung der beihilfefähigen Flächen, die gegen nicht beihilfefähige Flächen ausgetauscht
werden sollen,

2. eine Aufstellung der nicht beihilfefähigen Flächen, die als beihilfefähig anerkannt werden sollen,
3. die bisherige Nutzung der in Z 2 genannten Flächen und
4. die Gründe, die für den Austausch maßgeblich sind,

zu enthalten. Sind die unter Z 2 genannten Flächen bisher als Rebflächen genutzt worden, ist gleichzeitig
mit dem Antrag eine Bestätigung der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde beizubringen, daß der
Antragsteller keine Prämie zur endgültigen Aufgabe von Rebflächen (Auspflanzrechten) im Weinwirt-
schaftsjahr 1995/96 beantragt hat. Der Austausch von beihilfefähigen Flächen gegen nicht beihilfefähige
Flächen kann dem Antrag auf Ausgleichszahlungen im Wirtschaftsjahr 1996/97 nur zugrundegelegt wer-
den, wenn die Genehmigung durch die AMA bis spätestens 27. März 1996 erfolgt ist.“

Molterer

)$��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur vierten Ände-
rung der Rinder- und Schafprämien-Verordnung

Auf Grund des § 99 Abs. 1 Z 5 und 6 und 101 in Verbindung mit § 96 Abs. 2 des Marktordnungsge-
setzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verord-
net:
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Die Rinder- und Schafprämien-Verordnung, BGBl. Nr. 1102/1994, zuletzt geändert durch BGBl.
Nr. 760/1995, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 2 Abs. 2 Z 3 wird an Stelle des „und“ ein Beistrich gesetzt, am Ende der Z 4 das Wort
„und“ und nach der Z 4 folgende Z 5 angefügt:

„5. Masterklärungen.“

2. § 3 Abs. 2 Z 1 lautet:

„1. Sonderprämie in der Zeit vom 1. Jänner bis 30. November, wobei ein Erzeuger pro Betrieb oder
Teilbetrieb höchstens acht Anträge jährlich stellen darf,“

3. § 3 Abs. 4 lautet:

„(4) Anträge auf die Sonderprämie und die Mutterkuhprämie können nach der Antragstellung nicht
mehr abgeändert werden.“

4. § 4 lautet:

„Kennzeichnung

§ 4. (1) Eine Prämie ist nur für jene männlichen Rinder und Mutterkühe zu gewähren, die mit einer
Ohrmarke nach der Tierkennzeichnungsverordnung 1995, BGBl. Nr. 413, in der jeweils geltenden Fas-
sung gekennzeichnet sind.

(2) Abweichend von Abs. 1 ist eine Prämie auch für
1. Mutterkühe, für die im Jahr 1996 Prämien beantragt werden und
2. männliche Rinder, für die Anträge

a) auf die Sonderprämie hinsichtlich des 1. Teilbetrages bis 30. Juni 1996,
b) auf Ausstellung eines amtlichen Handelsdokumentes bis 30. Juni 1996 oder
c) auf die Sonderprämie hinsichtlich des 2. Teilbetrages im Jahr 1996 gestellt werden,

zu gewähren, die mit einer Ohrmarke nach der Tierkennzeichnungsverordnung, BGBl. Nr. 92/1990,
gekennzeichnet sind.“

5. § 7a Abs. 1 lautet:

„(1) Als Erklärung, aus der hervorgeht, welche Referenzmenge dem Erzeuger zu Beginn des in dem
betreffenden Kalenderjahr beginnenden Zwölf-Monatszeitraums der Anwendung der Zusatzabgabenre-
gelung zugeteilt wurde, ist die Mitteilung gemäß § 23 Abs. 1 der Milch-Garantiemengen-Verordnung,
BGBl. Nr. 225/1995 in der jeweils geltenden Fassung heranzuziehen. Übertragungen von Referenzmen-
gen im Sinne der Milch-Garantiemengen-Verordnung während des Zwölf-Monatszeitraums, die mit
Beginn des jeweiligen Zwölf-Monatszeitraums wirksam werden und bis 31. Mai des jeweiligen Kalen-
derjahres angezeigt werden, sind zu berücksichtigen.“

6. § 8 Abs. 2 lautet:

„(2) Anträge gemäß Abs. 1 sind in der jeweiligen Einreichfrist gemäß § 3 Abs. 2 für das jeweilige
Kalender- oder Wirtschaftsjahr zu stellen.“

7. Nach § 21 Abs. 5 werden folgende Abs. 6 und 7 angefügt:

„(6) Wird im Kalenderjahr 1996 hinsichtlich der Mutterkuhprämie durch die beantragte Menge die
in der nationalen Reserve zur Verfügung stehende Menge an Prämienansprüchen überschritten, hat die
Gewährung von Prämienansprüchen zunächst an jene Erzeuger zu erfolgen,

1. denen keine individuelle Höchstgrenze gemäß der Mutterkuhhöchstgrenzen-Verordnung, BGBl.
Nr. 101/1995, in der jeweils geltenden Fassung zugeteilt wurde,

2. die bereits an der österreichischen Mutterkuhförderungsmaßnahme in zumindest einem der Jahre
1990 bis 1994 teilgenommen haben und

3. die die in den in § 1 genannten Rechtsakten festgelegte Voraussetzungen erfüllen.
Hinsichtlich aller übrigen Anträge ist eine aliquote Kürzung vorzunehmen.

(7) Wird im Jahr 1996 durch die Summe der Anträge auf Gewährung der Mutterschafprämie die
österreichische nationale Quote überschritten, so ist eine Kürzung entsprechend § 6 der Mutterschafober-
grenzen-Verordnung, BGBl. Nr. 851/1995, in der jeweils geltenden Fassung vorzunehmen.“

Molterer
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)%� Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur zweiten Ände-
rung der Milch-Garantiemengen-Verordnung

Auf Grund der §§ 101 und 105 des Marktordnungsgesetzes 1995, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, (MOG) wird verordnet:

Die Milch-Garantiemengen-Verordnung, BGBl. Nr. 225/1995, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 857/1995 wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 lautet:

„(2) Soweit die dem Betrieb entsprechende Referenzmenge auch aus einer gemäß § 4 Abs. 1 der
Milch-Referenzmengen-Zuteilungsverordnung zugeteilten Anlieferungs-Referenzmenge II besteht, steht
die Anlieferungs-Referenzmenge II bei Änderungen des Verfügungsrechts über den Betrieb durch Kauf
oder Pacht bis zur endgültigen Zuteilung der Anlieferungs-Referenzmenge II dem neuen Verfügungsbe-
rechtigten nicht zu und ist in diesem Fall der gemäß den in § 1 genannten Rechtsakten bezeichneten Re-
serve zuzuschlagen.“

2. § 8 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei Übertragung der Referenzmenge im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 werden 15% der zur
Übertragung vorgesehenen Referenzmenge der einzelstaatlichen Reserve zugeschlagen, wobei die gemäß
Abs. 2 freigesetzten Mengen bei der Ermittlung des Anteils von 15% zu berücksichtigen sind. Die über-
tragene Referenzmenge ist auf ganze Zahlen zu runden.“

3. § 9 Abs. 1 Z 5 lautet:

„5. Für Übertragungen im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 kann die teilweise Übertragung der Refe-
renzmenge höchstens 50% der Referenzmenge umfassen. Eine teilweise Übertragung von mehr
als 50% der Referenzmenge ist im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 hinsichtlich bis 50% überstei-
genden Anteils unwirksam.“

4. § 9 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei Übertragung der gesamten Referenzmenge im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 werden 15%
der Referenzmenge für die Dauer der Übertragung der einzelstaatlichen Reserve zugeschlagen, wobei die
gemäß Abs. 2 zugeschlagenen Mengen bei der Ermittlung des Anteils von 15% zu berücksichtigen sind.“

5. § 12 Abs. 1 Z 2 lautet:

„2. sofern der Wirksamkeitsbeginn der Übertragung im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 liegt, die
Übertragung der Referenzmenge auf Betriebe erfolgt, die im selben Bundesland gelegen sind,
und“

6. § 36 Z 1a lautet:

„1a. als Abnehmer unterläßt, die angelieferte Milch in einem anerkannten Labor auf die Qualität und
die wertbestimmenden Merkmale gemäß der Anlage überprüfen zu lassen,“

Molterer

)&��Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend
Fahrverbindungen im Zuge eines Betriebes an der A 4 Ost Autobahn im Bereich der Ge-

meinde Nickelsdorf

Auf Grund der §§ 4 Abs. 1 und 27 des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 unter Berücksichtigung der Bestimmungen der §§ 30 ff. des
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetzes, BGBl. Nr. 697/1993, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der Fahrverbindungen im Zuge des Betriebes ,,Nickelsdorf“ an der A 4 Ost Au-
tobahn wird im Bereich der Gemeinde Nickelsdorf wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellenden Straßen stellen die Fahrverbindung zwischen den Verkehrsflächen des Be-
triebes ,,Nickelsdorf“ an der A 4 Ost Autobahn und dem Gemeindestraßennetz her.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellenden Straßentrassen aus den beim Bundesministeri-
um für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der Burgenländischen Landesregierung sowie bei der
Gemeinde Nickelsdorf aufliegenden Planunterlagen im Maßstab 1 : 1 000 zu ersehen.
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§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Ditz

)'.�Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten betreffend die
Bestimmung des Straßenverlaufes der S 6 Semmering Schnellstraße – Anschlußstelle

Kindberg-Schanzsattelstraße im Bereich der Stadtgemeinde Kindberg

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßengesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 33/1994 unter Berücksichtigung der Bestimmungen der §§ 30 ff. des Umweltver-
träglichkeitsprüfungsgesetzes, BGBl. Nr. 697/1993, wird verordnet:

Die Anschlußstelle Kindberg-Schanzsattelstraße der S 6 Semmering Schnellstraße wird im Bereich
der Stadtgemeinde Kindberg wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Anschlußstelle liegt zwischen km 50,184 und km 50,662 der S 6 Semmering
Schnellstraße und stellt über ihre Zu- und Abfahrtsrampen die Verbindung zur Landesstraße L 114
Schanzsattelstraße her.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustellenden Zu- und Abfahrtsrampen aus den beim Bun-
desministerium für wirtschaftliche Angelegenheiten, beim Amt der Steiermärkischen Landesregierung
sowie bei der Stadtgemeinde Kindberg aufliegenden Planunterlagen (Plan Nr. SO-6-44 im Maßstab
1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Ditz


